Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1931 


Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Assoziierungsabkommen vom 20. Juli 1963 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar sowie zu den mit diesem Abkommen 
in Zusammenhang stehenden Abkommen 

— Drucksache IV/ 1673 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wischnewski 


1. Der Gesetzentwurf — Drucksache lV/1673 — ist 
das Ratifikationsgesetz zu dem in Jaunde am 
20. Juli 1963 von der Bundesrepublik Unter- 
zeichneten 

— Assoziierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar sowie den 
in der Schlußakte aufgeführten Zusatzdoku- 
menten, 

— Abkommen über die Erzeugnisse, die unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl fallen, 

— Internen Abkommen über die zur Durchfüh- 
rung des Abkommens über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und den mit dieser Gemeinschaft 
assoziierten afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskar zu treffenden Maßnahmen und die 
dabei anzuwendenden Verfahren, 

— Internen Abkommen über die Finanzierung 
und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft, 

— Protokoll über die Einfuhr von ungebrann- 
tem Kaffee in die Beneluxländer. 

Er wurde vom Bundestag in 1. Beratung am 
11. Dezember 1963 dem Ausschuß für auswärtige 


Angelegenheiten federführend und dem Aus- 
schuß für Entwicklungshilfe sowie dem Außen- 
handelsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
Der federführende Ausschuß hat dem Gesetz- 
entwurf in seiner Sitzung am 24. Januar 1964 
zugestimmt. Die Zustimmung der mitbeteiligten 
Ausschüsse liegt ebenfalls vor. Der Bundesrat 
hat im 1. Durchgang gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG 
in seiner Sitzung vom 29. November 1963 be- 
schlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen zu erheben. 

Das Assoziierungsabkommen wird von der EWG 
und den 6 Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ge- 
meinsam abgeschlossen, weil die Kompetenz zur 
Vertragschließung aus dem EWG-Vertrag für 
die Gemeinschaft die in Frage stehenden Ma- 
terien nicht voll umfaßt. Der Gesetzentwurf 
trägt Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG Rechnung, und 
zwar sowohl für die hinsichtlich der durch die 
Gemeinschaftskompetenz nicht erfaßten Sachge- 
biete wie auch für diejenigen Abkommen, die 
nur von den Mitgliedstaaten bzw. zwischen 
denselben abgeschlossen werden. 


2. Durch den EWG-Vertrag vom 25. März 1957 
wurden die im Anhang IV zu diesem Vertrag 
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aufgeführten außereuropäischen Länder und 
Hoheitsgebiete, die seinerzeit noch besondere 
Beziehungen zu Belgien, Frankreich, Italien oder 
den Niederlanden gehabt haben, der Gemein- 
schaft im Rahmen der Artikel 131 bis 136 des Ver- 
trages auf 5 Jahre assoziiert. Innerhalb dieses 
Zeitraums sind diese Länder jedoch souverän 
geworden, so daß andere Wege zur weiteren 
Zusammenarbeit gesucht werden mußten. Der 
Rat der EWG beschloß im Oktober 1960, die 
Assoziierung mit denjenigen Ländern und Ho- 
heitsgebieten fortzusetzen, die hierzu bereit 
waren. Inzwischen haben 18 der unabhängig ge- 
wordenen Staaten ihrem Wunsch nach einer 
Fortsetzung der Assoziierung Ausdruck gegeben. 

Zu dieser Entwicklung hat das Europäische 
Parlament einen wesentlichen Beitrag gelei- 
stet: Auf einer Konferenz der Parlamenta- 
rier der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft mit 
denen der afrikanischen Staaten und Madagas- 
kar im Juni 1961 in Straßburg führte ein umfas- 
sender Gedankenaustausch zu einer übereinstim- 
menden Auffassung über die in Frage stehenden 
Probleme. Am 6. und 7. Dezember 1961 fand 
dann in Paris die erste Sitzung der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten und der 
Minister der überseeischen Staaten statt. Das 
Abkommen wurde am 20. September 1962 para- 
phiert und am 20. Juli 1963 in Jaunde unter- 
zeichnet. 

Das Abkommen beruht auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung. Die überseeischen Part- 
ner waren gleichberechtigte Verhandlungs- 
partner, und die Verhandlungen sind im 
Geiste freundschaftlicher Beziehungen ge- 
führt worden. Damit entfallen alle Angriffe 
seitens der Gegner der Assoziierung, es handle 
sich um eine Art Neo-Kolonialismus. Durch die 
Assoziierung soll den assoziierten Staaten die 
Möglichkeit gegeben werden, auch wirtschaftlich 
unabhängig zu werden. Dies soll vor allem 
durch eine Diversifizierung der Produktion die- 
ser Länder erreicht werden, durch den Abbau 
von Monokulturen, um die wirtschaftliche Lage 
der jetzigen Weltmarktsituation anpassen zu 
können. Das Abkommen steht dritten Staaten 
zum Beitritt offen. 

Zu den einzelnen Titeln des Abkommens — 
1. Warenverkehr, 11. Finanzielle und technische 
Zusammenarbeit, III. Niederlassungsrecht, 
Dienstleistungen, Zahlungs- und Kapitaiverkehr, 
IV. Die Organe der Assoziation, V. Allgemeine 
Schlußbestimmungen — wird auf die in der 
Drucksache IV/1673 S. 120 ff, enthaltene 
ausführliche Denkschrift Bezug genommen. 

3. Die finanziellen Leistungen der Bundesrepublik 
stellen sich wie folgt dar: 


a) Der Anteil an der von den EWG-Mitglied- 
staaten für einen Zeitraum von 5 Jahren auf- 
zubringenden Finanzhilfe beträgt 986 Mio 
DM. Davon entfallen bis zu rd, 919 Mio DM 
auf verlorene Zuschüsse, der Rest auf Dar- 
lehen zu günstigen Bedingungen. 

b) Die Beteiligung an den Zinssubventionen, 
mit denen Darlehen der Europäischen Investi- 
tionsbank ausgestattet werden können, wird 
während der Laufzeit der Darlehen auf ins- 
gesamt höchstens 37 Mio DM geschätzt. 

c) Der Einnahmeverlust an Zöllen und anteili- 
ger Umsatzausgleichsteuer beläuft sich auf 
Grund unmittelbarer Maßnahmen nach dem 
Abkommen auf etwa 5,2 Mio DM im Jahr, 
auf Grund mit dem Abkommen im Zusam- 
menhang stehender Maßnahmen auf etwa 
163 Mio DM im Jahr. 

d) Der Anteil an den Verwaltungskosten der 
Assoziierungsorgane beträgt etwa 400 000 DM 
im Jahr. 

Die Belastungen der Bundesrepublik betragen 
nach einem internen Verteilungsschlüssel 33,8 ^/o 
der Gesamtkosten und entsprechen denjenigen 
Frankreichs. 

4. Bei den Beratungen im federführenden Ausschuß 
wurde vorgetragen, daß die Bundesrepublik 
gegenwärtig, d. h. beim ersten Europäischen 
Entwicklungsfonds, 34,4 Va der Mittel aufzubrin- 
gen gehabt hätte, aber nur 4Vo seien an die 
deutsche Wirtschaft zurückgeflossen. Dieses Miß- 
verhältnis wurde von den Mitgliedern des Aus- 
schusses übereinstimmend, vor allem aus politi- 
schen Gründen, als untragbar empfunden. Die 
Bundesregierung sollte daher ersucht werden, 
bei Durchführung des Assoziierungsabkommens 
darauf hinzuwirken, daß in stärkerem Maße als 
bisher die Voraussetzungen für die Berücksich- 
tigung deutscher Firmen geschaffen würden. Sie 
sollte ferner sich dafür einsetzen, daß bei der 
Durchführung der Maßnahmen die Mitwirkung 
der EWG sowie der Bundesrepublik als eine 
ihrer Mitgliedstaaten an den von ihr finanzier- 
ten Förderungsmaßnahmen in Erscheinung tritt. 

5. Im federführenden Ausschuß wurde des weite- 
ren an dem Verfahren bei dem Vertragsabschluß 
insofern Kritik geübt, als das Europäische Parla- 
ment erst zu einem Zeitpunkt konsultiert wurde, 
als das Abkommen von Jaunde bereits unter- 
zeichnet war. Die Bundesregierung sollte ersucht 
werden, in Zukunft in solchen Fällen darauf 
hinzuwirken, daß die Anhörung des Europäi- 
schen Parlaments zu einem Zeitpunkt staatfindet, 
in dem noch eine Einflußnahme auf die zu tref- 
fenden Entscheidungen oder Vereinbarungen 
möglich ist. 


Bonn, den 13. Februar 1964 

Wisdmewski 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle besdiließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1673 — 
unverändert anzunehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei Durchführung des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den mit ihr assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar darauf hinzuwirken, 
daß in stärkerem Maße als bisher bei der Ver- 
gabe von Aufträgen, die aus Mitteln der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft finanziert wer- 
den, die Voraussetzungen für die Berücksichti- 
gung deutscher Firmen geschaffen werden, 

sich dafür einzusetzen, daß bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Förderung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung der assoziierten 
Staaten die Mitwirkung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sowie der Bundesrepublik 
als einer ihrer Mitgliedstaaten an den von ihr 
finanzierten Förderungsmaßnahmen in Erschei- 
nung tritt; 

3. die Bundesregierung erneut zu ersuchen, 

darauf hinzuwirken, daß in Fällen, in denen eine 
Anhörung des Europäischen Parlaments durch die 
Organe der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vorgesehen ist, diese Anhörung in einem 
möglichst frühzeitigen Zeitpunkt, der noch eine 
Einflußnahme auf die zu treffenden Entscheidun- 
gen oder Vereinbarungen gestattet, stattfindet. 


Bonn, den 13. Februar 1964 


Der Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Kopf Wischnewski 

Vorsitzender Berichterstatter 
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